Durchsetzung des Besuchsrechts, Aufgaben des Beistandes

Problem- und Fragestellung

Ich wurde von der Vormundschaftsbehörde D. als Beistand nach Art. 308/2 ZGB für Zwillinge mit dem Jahrgang 1999 ernannt. Meine Aufgaben lauten:

· die konfliktfreie Abwicklung des Besuchsrechtes zu unterstützen

· die Art und Modalitäten des begleitenden Besuchsrechtes von einmal monatlich drei Stunden zu überwachen.

· den Eltern bei der Ausübung des Besuchsrechtes beratend und unterstützend zur Seite zu stehen

· der Vormundschaftsbehörde innert 3 Monaten einen ersten Bericht über die Ausübung des Besuchsrechtes durch den Vater zu unterbreiten.

Die Errichtung der genannten Beistandschaft beruht auf einem Urteil des Einzelrichters vom Kantonsgericht X. Dort wurde entschieden, dass

· der Vater mit den Kindern C. und J. einmal monatlich an drei Stunden in Begleitung persönlich verkehren kann.

· Zur Überwachung des Besuchsrechts ein Beistand bestellt wird. Dieser ist befugt, vom Vater die Hinterlegung beider Pässe während den Besuchen zu verlangen.

In den Erwägungen wird weiter ausgeführt, dass das begleitete Besuchsrecht notwendigerweise von einem Beistand überwacht werden muss, der Ansprechpartner für alle Beteiligten ist, die Details regelt und allenfalls eine Ersatzlösung in einer Familie bestimmen kann, wenn die vorgesehene Teilnahme in den begleiteten Besuchstagen der Pro Juventute an der fehlenden Zustimmung der Mutter scheitern sollte.

Ich habe nach meiner Ernennung zum Beistand mit beiden Eltern den Kontakt gesucht und ihr Einverständnis erhalten, dass ich mit der Pro Juventute den Erstkontakt machen kann. Die ganze Angelegenheit wurde hinausgezögert. Ich brauchte vom Kindsvater die Kostengutsprache für die Übernahme der Begleitungskosten und die Kindsmutter reagierte immer nur auf Schreiben von mir. Dazu kommt nun, dass die Kindsmutter mit ihren Kindern aus der Gemeinde D wegzieht; die Pro Juventute in X. zwischenzeitlich keinen Begleitungsplatz mehr haben und das Ganze zur Begleitung nach W. empfiehlt. 

Während so alles wieder im "Fluss" ist, bekomme ich vom Anwalt des Kindvaters einen "saftigen" Brief mit folgenden Inhalt:

„Soeben erfahre ich von meinem Mandanten, das entgegen dem rechtskräftigen Entscheid des Einzelrichters vom 18.6.2001 bis heute meinem Mandanten das Besuchsrecht mit seinen Söhnen C. und J. nicht gewährt und auch nicht durchgesetzt wurde! Dieser eklatante Verstoss gegen das kantonsgerichtliche Urteil wie auch gegen die Vollsteckbarkeitserklärung gemäss Beschluss der VB D. vom 3.7.2001 ist absolut inakzeptabel und ich sehe mich deshalb veranlasst, Sie aufzufordern, die Ihnen obliegenden Amtspflichten unverzüglich umzusetzen und auch dafür besorgt zu sein, dass mein Mandant die verlustig gegangenen Besuchsrechte nachholen kann.

Da die Besuchsrechte einzig und allein daran scheiterten, dass die Mutter M.B. in krasser Verletzung von Art. 274 Abs. 1 ZGB das Verhältnis der Kinder zum Vater verunmöglicht, ist im Sinne von BGE 115 II 319 ausgewiesen, dass der Mutter die erzieherischen Fähigkeiten abgehen, weshalb ich Sie darum ersuchen muss, bei der VB D. um Entzug der elterlichen "Gewalt" nachzusuchen.

 

Ferner haben Sie zur sofortigen Umsetzung des Besuchsrechtes eine Strafklage wegen Entziehens von Unmündigen gemäss Art. 20 StGB (welche Strafbarkeitsbestimmung sich auch auf den Schutz des vereinbarten bzw. richterlich angeordneten Besuchsrechtes bezieht) einzureichen, sofern dies nicht bereits geschehen sein sollte. In diesem Zusammenhang erlaube ich mir die Feststellung, dass üblicherweise nach zweimaliger Weigerung es zu den Amtspflichten gehört, die notwendigen Strafanträge zu stellen, weshalb ich davon ausgehe, dass diese Massnahme von Amtes wegen bereits im September umgesetzt wurde. Zu Ihrer Orientierung möge im Übrigen dienen, dass das Bundesgericht die Nichtrespektierung des richterlich verfügten Besuchsrechtes streng ahndet, indem in einem kürzlich publizierten Urteil ein Waadtländer Elternteil zu Fr. 1'000.00 Busse und zwei Monaten Haft bedingt verurteilt wurde, weil er das Besuchsrecht des geschiedenen Partners missachtete.“

In N.B. verlangt der Anwalt noch meinen Bericht in Kopie, welcher ich an die VB X vorzulegen habe.

Meine Fragen sind folgende:

· Habe ich als Beistand nach Art. 308/2 ZGB wirklich die Aufgabe die Aufhebung der elterlichen Sorge zu beantragen?

· Muss ich als Beistand Strafklage wegen Entziehens von Unmündigen gemäss Art. 220 StGB einreichen?

· Darf oder muss ich meinen Bericht an die VB D. an den Rechtsvertreter des Kindsvaters aushändigen?

· Was meinen Sie zur der Äusserung der Amtspflichten nach zweimaliger Weigerung?

Erwägungen

1. Es ist ausdrücklich (vgl. Auftrag von Gericht und VB) nicht Aufgabe des Beistandes nach Art. 308 Abs. 2 ZGB, die Interessen des Besuchsberechtigten zu vertreten und in dessen Namen zu handeln, sondern Bedingungen für eine einvernehmliche Lösung zu schaffen. Im vorliegenden Fall sind es demnach vor allem organisatorische und mediatorische Pflichten.


2. Dem Beistand steht für die Realisierung seiner Aufgabe keine Karenzfrist zur Verfügung, sondern an sich müsste vom ersten Besuchsrechtstag an die Besuchsbelastete die Kinder „zur Verfügung“ des Berechtigten, gemeint zur Ausübung der persönlichen Kontakte, halten.


3. Scheitert die Besuchsrechtsausübung am Verhalten der Belasteten, kann der Berechtigte die Vollstreckung verlangen, und diese Vollstreckung kann vom Gericht mit der Androhung der Ungehorsamsstrafe (nicht Entziehung von Unmündigen) verbunden werden. Dann ist es Sache des Besuchsberechtigten, Strafanzeige einzureichen.

Anders wäre es, wenn im Namen des Kindes die Durchsetzung verlangt würde, das Kind also einen Vertretungsbeistand hätte, welcher den Besuchskontakt zum Besuchsberechtigten gegenüber der Mutter durchsetzen soll: eine pädagogisch fragwürdige Konstellation, aber theoretisch denkbar. Im vorliegenden Fall ist dies aber nicht Aufgabe des Beistandes, weshalb sich weitere Erörterungen hiezu erübrigen.


4. Sie haben dann den Auftrag, weitergehende Kindesschutzmassnahmen (z.B. den Entzug der elterlichen Sorge) zu beantragen, wenn trotz Ihrer Interventionen die Gefährdung des Kindeswohls nicht abgewendet werden kann, der Grund der Gefährdung im Verhalten der Mutter liegt und sich andere Interventionen als mögliche Lösungen anbieten. Ob allerdings die Entziehung der elterlichen Sorge und alle damit verbundenen Einschnitte ins Leben des Kindes diesem bessere Lebensmöglichkeiten bieten, ist immer sehr sorgfältig zu prüfen. 

Im vorliegenden Fall drängt sich sicher zuallererst die Frage auf: Wie gedenkt die Mutter, dem Vater die Ausübung des Besuchsrechts gegenüber seinen Kindern zu ermöglichen? Sie trägt ja die primäre Verantwortung, dass dieses Recht des Vaters (und der Kinder) realisiert werden kann. So lassen sich allfällige Hürden, die Sie als Beistand beseitigen müssen, klar definieren.


5. Gemäss Art. 275a ZGB hat der Vater zwar ein Informationsrecht und einen Anspruch auf Auskunft. Ob er Ihren Bericht an die VB aber auch erhält, hat die VB nach den Regeln über die Akteneinsicht zu entscheiden. Von Amtes wegen müssen Sie ihm keinen Bericht direkt zustellen.


6. (zu Frage 4) Ich mutmasse, dass der Anwalt des Vaters hier auf die gebotenen Differenzierungen verzichtet hat. Es dürfte sicher zutreffen, dass eine Bestrafung nach zweimaliger Weigerung (nach erfolgter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB) berechtigt sein kann, das hat aber nichts mit Ihren Amtspflichten als Erziehungsbeistand zu tun. Wie schon gesagt können Sie die Einleitung von strafrechtlichen Konsequenzen dem Vater überlassen, wenn Ihr Mandat nicht anders definiert wird.


7. Die Situation ist für den besuchsberechtigten Vater schwer erträglich, und dieses Los teilt er mit vielen Vätern. Die PAS-Diagnostik (Parentel Alienation Syndrom) erfreut sich langsam einer breiteren Aufmerksamkeit, und es scheint unbestritten, dass betroffenen Väter einer besseren Unterstützung bedürfen. In der Schweiz sind wir erst am Anfang und versuchen vor allem im Rahmen der Mediation, entsprechende Therapien zu entwickeln. Wenn Sie dem Vater eine direkte Verbindung schaffen wollen, weisen Sie ihn auf den Verein vev hin (www.vev.ch). Interessant finde ich dazu den Artikel in der NZZ vom 10.11.2001 mit dem Titel Oft bleibt nur Wut: Von geschiedenen Vätern, die um ihre Kinder kämpfen (über Internet ebenfalls abrufbar). 
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